
¥ Bielefeld (jan). Die von der Polizei installierten Videokameras
im Ravensberger Park in Bielefeld und an drei weiteren Standorten
in NRW bleiben in Betrieb. Das Kabinett beschloss, die bis Juli 2008
befristete Videoüberwachung um fünf Jahre zu verlängern. Innen-
minister Ingo Wolf (FDP) betonte, man wolle keinen Überwa-
chungsstaat. Die Daten dürfen 14 Tage gespeichert werden, der Ein-
satz der Kameras muss nach einem Jahr überprüft werden. Weitere
Standorte sind Coesfeld, Mönchengladbach und Düsseldorf.

Monatelang bestimmten
schrille und harsche Töne

dasdeutsch-chinesische Verhält-
nis. Von „schwerer Einmi-
schung in innere Angelegenhei-
ten Chinas“ und verletzten Ge-
fühlen des chinesischen Volkes
war die Rede nach dem Emp-
fang des Dalai Lama im Septem-
ber durch Angela Merkel im
Kanzleramt. Arbeitstreffen wur-
den abgesagt, unfreundliche
Worte ausgetauscht: Die Bezie-
hungen waren auf dem Gefrier-
punkt. Seit gestern ist dieses Ka-
pitel offiziell abgehakt. Das do-
kumentierten Außenminister
Frank-Walter Steinmeier (SPD)
und sein chinesischer Amtskol-
lege Yang Jiechi bei einem Tref-

fen im Auswärtigen Amt gleich
zweimal per Handschlag.

Entschärft wurde die Krise
durch eine Vielzahl von Gesprä-
chen und einen diplomatischen
Briefwechsel. „Wir haben be-
schlossen, jetzt nach vorne zubli-
cken“, formulierte Yang, der
Steinmeier nicht nur als Außen-
minister, sondern auch als Vize-
kanzler begrüßte, das Resultat.
Danach lud er Steinmeier –
quasi zum Beweis – für Mai nach
China ein. Der mit ministeriel-
lem Segeneingeleiteten Normali-
sierung der Beziehungen gingen
Gespräche sowie ein diplomati-
scher Briefwechsel zwischen den
Außenministerien voraus.

Bei dem Ministertreffen sollte

es keine Verlierer und Gewinner
geben. Es gab nur kurze State-
ments. Fragen der „sehr geehr-
ten Journalistenfreunde“
(Yang) wurden nicht zugelas-
sen. Und so konnte Steinmeier
das Signal verkünden, „dass wir

jetzt und mit dem heutigen Tage
zur Normalisierung unserer Be-
ziehungen zurückkehren“. Im
Gegenzug nannte Yang die Vo-
raussetzungen für eine reibungs-
lose Entwicklung der deutsch-
chinesischen Beziehungen.

Beide Länder müssten im Geist
des Respekts und der Gleichbe-
rechtigung miteinander umge-
hen und dürften sich nicht in An-
gelegenheiten des anderen ein-
mischen.

Von Zugeständnissen oder
gar einem „Kotau“ gegenüber
Peking wollte in Berlin niemand
etwas wissen. Dagegen hätte sich
wohl auch die Kanzlerin ver-
wahrt. Merkel hatte stets klarge-
macht, dass Partnerschaften
Meinungsunterschiede aushal-
ten müssten. Und so ließ sie Re-
gierungssprecher Ulrich Wil-
helm einen Tag vor Yangs Be-
such verkünden, dass sie das
Treffen mit dem Dalai Lama kei-
neswegs für einen Fehler halte.

Vor knapp anderthalb Jah-
ren hat NRW-Innenmi-

nister Ingo Wolf (FDP) ein
Disziplinarverfahren gegen
den Vorsteher des Landesver-
bandes Lippe, Joachim Büne-
mann (SPD), angeordnet.
Seither dümpelt das Verfah-
ren dahin. Zwar sind alle Sach-
verhalte geklärt. Bünemann
ist im Strafverfahren längst
rechtskräftig verurteilt. Aber
die disziplinarische Sanktion
lässt immer noch auf sich war-
ten.

Mancher fragt sich, ob alte
Seilschaften im Innenministe-
rium die Hand über Büne-
mann halten. Die Rede ist
auch von einem „Deal“, der
hinter den Kulissen eingefä-
delt wird. Danach könnte das
Disziplinarverfahren gegen
Bünemann eingestellt wer-
den, wenn dieser nach seiner

Abwahl auf Rechtsmittel ver-
zichtet oder sich dauerhaft
krankmeldet. Mit solch einer
„Lösung“ könnte Bünemann
gut leben – seine Pensionsan-
sprüche und finanziellen Vor-
teile blieben erhalten. Eine
neue Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts steht
einem solchen „Deal“ aber
entgegen. Die höchsten Rich-
ter haben jetzt entschieden,
dass Beamte auch bei geringe-
ren Vermögensdelikten „ge-
feuert“werdendürfen. Eigent-
lich bedeutet das nur gleiches
Recht für alle. Wer im „frei-
en“ Wirtschaftsleben seinen
Arbeitgeber um eine Kleinig-
keit schädigt,kann sofort frist-
los entlassen werden. Beamte
sollen diesbezüglich gleich be-
handelt werden – so kann
man den Beschluss des Bun-
desverfassungsgerichts lesen.

¥ Berlin (dpa). Deutschland
und China haben ihre monate-
langen Irritationen über den
Empfang des Dalai Lama offi-
ziell beendet. Außenminister
Frank-Walter Steinmeier
(Foto) wurde nach China einge-
laden. Helmut Reuter berichtet.

T A G E S T H E M A VideokamerassendeninNRWweiter

¥ Karlsruhe (dpa). Das Recht Betroffener zur Gegendarstellung
bei ungünstigen Medienberichten ist vom Bundesverfassungsge-
richt eingeschränkt worden. Medien sind nur dann zur Verbrei-
tung einer Gegendarstellung verpflichtet, wenn sich diese auf eine
eindeutige Behauptung in einem Bericht bezieht. Fühlt sich der Be-
troffene durch eine fernliegende Interpretation nachteilig darge-
stellt, hat die Pressefreiheit Vorrang.  (AZ: 1 BvR 967/05)

¥ Genf (epd). Trotz weltweiter Fortschritte sterben nach Berech-
nungen von UNICEF jeden Tag mehr als 26.000 Kinder unter fünf
Jahren. Hauptursachen der jährlich 9,7 Millionen Todesfälle sind
Geburtskomplikationen, Lungenentzündung, Durchfall und Mala-
ria, wie das UN-Kinderhilfswerk mitteilte. Am schlimmsten ist die
Situation in Afrika. UNICEF-Chefin Ann Veneman rief dazu auf,
den Kampf gegen die Kindersterblichkeit zu intensivieren.

¥ Rom (rtr). Nach dem Verlust seiner Mehrheit legt der italieni-
sche Ministerpräsident Romano Prodi das Schicksal seiner Mitte-
links-Koalition in die Hände des Parlaments. Prodi stellte gestern
in beiden Kammern der Volksvertretung die Vertrauensfrage. Da-
rüber wird das Abgeordnetenhaus, wo die Regierung eine komforta-
ble Mehrheit hat, bereits heute abstimmen. Im Senat, wo Prodi
durch den Auszug der christlichen Udeur-Partei aus der Regierung
seine Mehrheit verlor, soll Donnerstagabend abgestimmt werden.

Nuria al Subeih, kuwaitische Bildungsmi-
nisterin, die einzige Frau in einem politi-
schen Spitzenamt in dem Golfstaat, hat
ein Misstrauensvotum im Parlament über-
standen. Konservative Politiker hatten ih-
ren Rücktritt wegen Missmanagement
und Gefährdung religiöser Werte ver-
langt. Bei der Parlamentssitzung erhielt sie
27 Jastimmen, 19 Abgeordnete stimmten
gegen sie. FOTO: REUTERS

¥ Düsseldorf (jan). Gegen Kopfnoten für Berufsschüler haben
sich die Verbände der Lehrer an Berufskollegs und Wirtschaftsschu-
len ausgesprochen. Berufsschüler seien nur 8,5 Stunden wöchent-
lich in der Schule, aber 31 Stunden im Betrieb. Außerdem seien
viele von ihnen älter als 20 Jahre. Die stellvertretende Vorsitzende
der SPD-Landtagsfraktion in NRW und Ex-Schulministerin Ute
Schäfer (Lage) kritisierte, dass eine Million Unterrichtsstunden aus-
fielen, weil Lehrer mit der Vergabe der Kopfnoten beschäftigt seien.

¥ Berlin (dpa). Das Jüdische Museum in Berlin wird aus Sorge vor
Terroranschlägen zusätzlich geschützt. Polizei und Feuerwehr
hievten mit Kranwagen mehr als 30 Betonblöcke auf die Bürger-
steige vor dem Gebäude im Stadtteil Kreuzberg. Die knie- bis hüft-
hohen Quader sollen Attentate mit Fahrzeugen, die mit Sprengstoff
beladen sind, verhindern. Zu weiteren Sicherungsmaßnahmen
machte die Polizei keine Angaben.

VON BERNHARD HÄNEL

¥ Düsseldorf. Erst vor wenigen Wo-
chen wurde nach 16 Jahren die Ehe des
Realschullehrerverbands mit dem
gymnasialen Philologenverband ge-
schieden. Gestern gingen die Philolo-
gen eine neue Ehe ein – diesmal mit
den Berufsschullehrern. Die im Beam-
tenbund organisierten Berufsver-
bände eint die Sorge, die Landesregie-
rung könnte die Absicht verfolgen, die
Besoldung der Lehrer aller Schulfor-
men anzugleichen. Bislang verdienen
Haupt- und Realschullehrer deutlich
weniger als Lehrer in der Sekundar-
stufe II.

Die neue Zweckehe trägt den nüchter-
nen Namen „Lehrerverbände NRW“
und wurde gestern vom Philologenver-
bandschef Peter Silbernagel als „Koope-
ration“ angekündigt. Trug Silbernagel
als Vorsitzender des aufgelösten Nord-
rhein-Westfälischen Lehrerverbands
(NRWL) noch den stolzen Titel eines
Präsidenten, darf er sich nunmehr nur
noch als Sprecher bezeichnen. Zudem
musser diese Funktion bereits im folgen-
den Jahr weiterreichen; entweder an den
Vorsitzenden des Verbands der Lehrer
an Berufskollegs (VLBS) oder des Ver-
bands der Lehrer an Wirtschaftsschulen
(VLW). In die Waagschale werfen die
drei Organisationen nach eigenen Anga-
ben ca. 28.000 (andere Quellen spre-
chen von 20.000) Mitglieder unter den
insgesamt rund 170.000 Lehrern in
NRW.

Neben der Abstandswahrung bei der
Besoldung, es geht immerhin um rund
600 Euro mehr oder weniger zwischen
Hauptschullehrern und Pädagogen an
Gymnasien und Berufskollegs, eint die
Kooperation „das Bekenntnis zu einer
differenziertenSchulstruktur“, so Silber-
nagel, und eine „funktionsfähige Schul-
aufsicht“. Damit geht man nicht nur auf
Distanz zur größten Lehrerorganisa-
tion, der im DGB organisierten Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft
(GEW), sondern auch zu den weiteren
Beamtenbundsorganisationen Real-
schullehrerverband (RLV, etwa 4.500
Mitglieder) und Verband für Bildung
und Erziehung (VBE, rund 22.000 Mit-
glieder, vornehmlich an Grund- und
Hauptschulen).

Man will gewappnet sein für neue Ab-
wehrschlachten. Die Berufsschullehrer-
verbände sind besorgt über Entwicklun-
gen wie im Nachbarland Rheinland-
Pfalz, das den Realschulen die Vergabe
der Fachhochschulreife einräumen will.
Gemeinsam, wenn auch aus unter-
schiedlichen Beweggründen, steht die
neue Zweckehe gegen Schulstrukturen,
wie sie unlängst von der Prominenz der
deutschen Erziehungswissenschaft in
der Zeit gefordert worden waren. Zwei
Schulformen, traditionelles Gymna-
sium und ein Berufsgymnasium, sollten
das vielgliedrige Schulsystem ersetzen,
forderten unter anderem die Bielefelder
Wissenschaftler Dieter Timmermann,
Klaus Hurrelmann und Hans-Ulrich
Wehler.

Die Debatte über deren Thesen hat in
den Berufsschullehrerverbänden gerade
erst begonnen. Derzeit ist man nach al-
len Seiten offen, solange die berufsstän-
dischen Interessen gewahrt bleiben. Auf
jeden Fall vermeiden will man bei der
parlamentarischen Lobbyarbeit, dass
die Berufskollegs zueiner Art Wurmfort-
satz einer neuen Schulform würden.
Vielmehr gelte es festzuhalten an dem
pädagogischen Konzept der Berufskol-
legs, einer „Bildung im Medium des Be-
rufs“. Denn berufliche Bildung sei bil-
dend und eben nicht nur ausbildend, so
das Credo der Lehrer an Berufskollegs,
die damit auch das Zeugnis der Hoch-
schulreife vergeben. Der Ausgang dieser
Debatte entscheidet über den Fortbe-
stand der Ehe mit den Philologen.
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Jean-Claude Juncker (53), luxemburgi-
scher Ministerpräsident, erhält für seine
Verdienste um die europäische Einigung
den diesjährigen Deutschen Staatsbürger-
preis. Er wird am 19. Februar in Berlin im
Rahmen eines Festakts überreicht, bei
dem Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) die Laudatio halten wird, teilte die
Staatsbürgerliche Stiftung Bad Harzburg
gestern mit. FOTO: DPA
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Marianne Birthler, Bundesbeauftragte
für die Stasi-Unterlagen, ist gestern 60
Jahre alt geworden. Kulturstaatsminister
Bernd Neumann (CDU) würdigte sie als
unermüdliche Mahnerin gegen Ge-
schichtsverleugnung. Die frühere Bürger-
rechtlerin wende sich gegen eine Verharm-
losung der DDR und habe sich mit ihrer
Arbeit auch international hohes Ansehen
erworben. FOTO: DPA

Katastrophale Ereignisse
überschlagen sich an vie-

len Punkten der internationa-
len Welt. Und Europa ist im-
mer betroffen – oftmals ohne
es selbst zu bemerken. An-
schaulich begreifbar wird
diese Herausforderung durch
das aktuellste Beispiel: Inner-
halb weniger Tage ist in drei
Staaten die politische Stabili-
tät erneut in Frage gestellt.

In Pakistan, das nach wie
vor von einem hohen Einfluss
des Militärs und schwacher
Rechtsstaatlichkeit geprägt
ist, spitzte sich die Situation
mit dem Mord an Benazir
Bhutto dramatisch zu. In Ke-
nia haben Wahlbetrug, Mas-
senunruhen und Massen-
flucht das Land an den Rand
eines Bürgerkrieges getrie-
ben. Auch in Georgien brach-
ten Vorwürfe der Korruption
und des Wahlbetrugs das
Land an den Rand der Unre-
gierbarkeit.

DieBedeutung dieser Ereig-
nisse für die EU ist unüberseh-
bar. Alle drei Länder waren re-
levante Partner beim Aufbau
einer stabileren Weltgemein-
schaft. Pakistan steht im
Brennpunkt beim Kampf ge-
gen den islamischen Terroris-
mus. Kenia galt als wichtiger
Partner für ein demokrati-
sches und stabileres Afrika
und Georgien als demokrati-
scher Hoffnungsträger nach
der Rosenrevolution.

Die jüngsten Entwicklun-
gen haben deutlich gemacht,
dass in allen drei Ländern er-
hebliche Gefahrenpunkte be-
stehen, die sich schlagartig
auf die internationale Sicher-
heitslage auswirken können.
Kernprobleme stellen dabei
handlungsunfähige Regierun-
gen, eine defekte Staatlich-
keit, mangelnde Einbezie-
hung der Bürger und geringer
Pluralismus dar. Pakistan, Ke-
nia und Georgien sind aller-
dings nur drei von etwa hun-
dert Ländern, in denen fragile
politische Strukturen, Kor-
ruption und Ämtermiss-
brauch durch Machthaber zu

solchen Turbulenzen führen
– oder noch führen können.
Die Europäische Union ist
von den Konsequenzen un-
mittelbar betroffen: Anhal-
tendeMigration, die Prolifera-
tion von Atomwaffen, Terro-
rismus und Ressourcen-
knappheit gefährden die ei-
gene Sicherheit. Europa ist
zur Risikogemeinschaft ge-
worden.

Angesichts dieser Lage
muss die EU eine kompakte
Strategie mit Blick auf solche
Gefahrenpunkte entwickeln.
Eigene vitale Interessen sind
direkt betroffen, daher gilt:
einmischen statt wegschauen.
Die EU hat ihre Kapazitäten
als außenpolitischer Akteur
noch nicht voll entwickelt.
Die bisherigen Strategien sind
noch zu vage, vielstimmig
oder inkohärent, so dass die
EU über eine Rolle als Zaun-
gast in der globalen Arena
nicht wirklich hinauskommt.

Erforderlich ist eine dezi-
dierte außen- und sicherheits-
politische Debatte, die die Si-
cherheitsrisiken angemessen
bewertet und die europäi-
schen Interessen formuliert.
Nur so lassen sich die konzep-
tionellen Defizite der zahlrei-
chen „Strategien“ – Sicher-
heitsstrategie, Afrikastrate-
gie, Nachbarschaftspolitik –
beheben und deren positive
Ansätze weiterentwickeln.

Europa ist auf weltweite
Partner angewiesen – vor al-
lem in den gefährdeten Regio-
nen. Diese Partner müssen
kalkulierbar sein. Zielvorga-
ben sind daher die Unterstüt-
zungbeim Aufbau von Sicher-
heit in den betreffenden Staa-
ten,der Dialog mitvertrauens-
würdigen Akteuren vor Ort,
die Stärkung der politischen
Handlungsfähigkeit, Zuver-
lässigkeit und Rechtsstaatlich-
keit. Europa muss sich kon-
struktiv einmischen.

Werner Weidenfeld ist Di-
rektor des Centrums für ange-
wandte Politikforschung der
Uni München.

Chuck Norris (67), Action-Star und frühe-
rer Karateweltmeister, hat sich den Zorn
desRepublikaners John McCain (71)zuge-
zogen, weil er ihn als zu alt für das US-Prä-
sidentenamt bezeichnet hatte. Bei einem
Wahlkampfauftritt in Miami konterte Se-
nator McCain: „Ich glaube, ich muss
Chuck mal meine 95-jährige Mutter schi-
cken, damit ihm der Mund mit Seife gewa-
schen wird.“   FOTO: AP

P E R S Ö N L I C H

Lehrerverbände
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¥ Frankfurt (AP). Nach jahrelangem rapidem Mitgliederverlust
deutet sich bei den Gewerkschaften eine Trendwende an. Wie der
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) bekanntgab, verloren seine
acht Einzelgewerkschaften im vergangenen Jahr 2,2 Prozent ihrer
Mitglieder. Damit sank die absolute Zahl um 145.000 auf 6.440.595
am Jahresende. Die Entwicklung verlangsamte sich aber spürbar,
denn im Jahr zuvor hatten die DGB-Gewerkschaften noch einen
Rückgang um 192.864 Mitglieder (2,8 Prozent) verkraften müssen.
Der DGB sprach von einer möglichen Trendwende hin zu einer po-
sitiven Mitgliederentwicklung. „Einige erfreuliche Tendenzen las-
sen darauf schließen, dass der Mitgliederschwund künftig ganz ge-
stoppt werden kann“, erklärte der DGB.

VomPräsidentzumSprecheraufZeit: Phi-
lologenverbandschef Peter Silbernagel.
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